
Zusammenfassende Erklärung gemäß § 10a Abs. 1 BauGB und § 6a Abs. 1 BauGB 
 
 
Bauleitplanung der Stadt Lauterbach, Kernstadt, Bebauungsplan „Im Kleinfeldchen - Eichwie-

sen“ sowie Änderung des Flächennutzungsplanes in diesem Bereich 

 
 
1. Gründe der Wahl des vorliegenden Planes unter Beachtung anderweitiger Planungsmöglich-
keiten 
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Lauterbach hat am 05.07.2016 die Aufstellung des Be-

bauungsplanes „Im Kleinfeldchen - Eichwiesen“ sowie die Änderung des Flächennutzungsplanes in 

diesem Bereich beschlossen. Am 27.08.2018 wurde der Aufstellungsbeschluss von der Stadtverord-

netenversammlung geändert. Der Satzungsbeschluss/Feststellungsbeschluss erfolgte am 15.12.2021. 

Das Ziel der Aufstellung des Bebauungsplanes ist die Ausweisung eines Wohn- und Mischgebietes 

i.S.d. § 4 und § 6 BauNVO im Anschluss an das Gewerbegebiet Fuldaer Straße / Spessartstraße und 

der bestehenden Wohnbebauung im Bereich Kreuzwiese, um der Nachfrage nach Baugrundstücken 

in der Kernstadt auch künftig gerecht zu werden. Somit kann die nordöstliche Ortslage städtebaulich 

sinnvoll abgerundet werden. Der wirksame Flächennutzungsplan stellt derzeit eine gewerbliche und 

gemischte Baufläche Planung dar. Folglich ist eine Änderung des Flächennutzungsplanes in eine 

gemischte Baufläche und Wohnbaufläche im Parallelverfahren erforderlich. 

Schon in der Vergangenheit (Sommer 2016) wurde versucht das nördliche Plangebiet einer gewerbli-

chen Nutzung zuzuführen. Es bestand Interesse eines Gewerbegebietes mit der Errichtung eines 

Hubschrauberhangars mit Landeplatz. Aufgrund von Bedenken wegen Schallimmissionen eines Hub-

schrauberlandeplatzes in Hinblick auf das südlich angrenzende Wohngebiet, wurde seitens der Stadt-

verordnetenversammlung die Option des Betriebes mit Hubschrauberlandeplatz abgelehnt.  

Nach Anpassung der Planung für lediglich die Unterstellmöglichkeit der Hubschrauber ohne Lande-

platz erfolgte dann ein Aufstellungsbeschluss. Die Planung ist jedoch über den Aufstellungsbeschluss 

hinaus nicht fortgeführt worden. Da darüber hinaus keine gewerbliche Nutzung gefunden werden 

konnte (Busunternehmen oder Bekleidungsindustrie standen zur Wahl) prüfte die Stadt Lauterbach 

auch andere Optionen der Entwicklung, wie z.B. Misch- und Wohnnutzungen. Im Bereich des geplan-

ten Mischgebietes sollte zunächst geklärt werden, ob die privaten Eigentümer einer Bauleitplanung 

zustimmen bzw. die Bereitschaft bestünde der Stadt Lauterbach ihre Grundstücke zu verkaufen oder 

zur Verfügung zu stellen. Die Stadt konnte die Flächen bis auf zwei Grundstücksparzellen erwerben.  

Ziel des Bebauungsplanes ist die Ausweisung eines Mischgebietes i.S.d. § 6 BauNVO sowie eines 

All-gemeinen Wohngebietes i.S.d. § 4 BauNVO, um der Nachfrage nach Baugrundstücken in der 

Kernstadt auch künftig gerecht zu werden. Folglich dient die Aufstellung des Bebauungsplanes der 

Schaffung von Bauplanungsrecht für die Errichtung von Gewerbebetrieben, die das Wohnen nicht 

wesentlich stören sowie von Wohngebäuden im Anschluss an die bestehenden Nutzungen (Wohnen 

und gewerbliche Nut-zungen). Gleichzeitig wird im nordöstlichen Planbereich eine Fläche für ein na-

turnahgestaltetes Regenrückhaltebecken in den Geltungsbereich mit aufgenommen, um die Abwas-

serbeseitigung der neuen Bauplätze sicherzustellen. Die Erschließung des Plangebietes erfolgt durch 

neue Erschließungsstraßen, diese wurden vorliegend ausreichend dimensioniert und mit den Örtlich-

keiten (Höhenverlauf des Geländes) abgeglichen. Die detaillierte Erschließungsplanung (Verkehrspla-

nung / Infrastruktur) wird im weiteren Bauleitplanverfahren entsprechend ausgearbeitet. Für das Plan-

gebiet gibt es noch keinen rechtskräftigen Bebauungsplan, sodass nun zur Schaffung von Baupla-

nungsrecht ein Bebauungsplan mit der Änderung des Flächennutzungsplanes aufgestellt werden soll. 

 



Im Bereich des zur Ausweisung kommenden Mischgebietes ist eine verdichtete Bebauung mit einer 

Grundflächenzahl von 0,6 und max. zwei Vollgeschossen zulässig. Hier besteht im Sinne eines aus-

gewogenen Mischverhältnisses, neben der Ansiedlung von wohnverträglichen Gewerbebetrieben, 

auch die Möglichkeit der Errichtung von Reihen- und Mehrfamilienhäusern. Im zur Ausweisung gelan-

genden Wohngebiet wird zum östlichen Außenbereich hin eine Abstufung der Grundflächenzahl auf 

0,3 und eine maximale Gebäudeoberkante von 9,5 m vorgenommen. Somit kann eine abgestufte Hö-

henentwicklung zum Außenbereich hin erzielt werden, die einen harmonischen Übergang der künfti-

gen Ortslage in den Außenbereich hin bewirkt. Auch zum bestehenden Baugebiet „Kreuzwiese“ ist 

das Maß der baulichen Nutzung an dem bisher rechtskräftigen angrenzenden Bebauungsplan orien-

tiert worden.  

Auch die geplante Art der baulichen Nutzung (Mischgebiet und Allgemeines Wohngebiet) passt sich 

den örtlichen Gegebenheiten an und stellt einen städtebaulich begründbaren Übergang zwischen der 

bestehenden Ortslage und dem Neubaugebiet bzw. Außenbereich dar. Die in den Bebauungsplan 

integrierte Orts- und Gestaltungsatzung greift vorhandene gestalterische Elemente der bebauten Orts-

lage auf, so dass sich die geplante Bebauung in die bestehenden Siedlungsbereiche in Bezug auf 

Höhenentwicklung und Dachfarbe einfügt. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist der nachfolgenden Übersichtskarte zu entnehmen und 

umfasst in der Kernstadt, in der Flur 6, die Flurstücke 371/3, 371/4, 372-375, 376/1, 376/8, 377, 378, 

392, 478/8tlw., 481/1 tlw., 482/1 tlw. und 499 jeweils Gemarkung Lauterbach. Die Abgrenzung des 

Geltungsbereiches gilt auch für die Änderung des Flächennutzungsplanes. 

Die geplante Umwidmung steht damit im Widerspruch zu der regionalplanerischen Zielsetzung 5.3-2.  

Die in der Plankarte ausgewiesenen Vorranggebiete Industrie und Gewerbe Planung dienen der Ent-

wicklung bestehender Betriebe sowie der Neuansiedlung von Industrie- und Gewerbebetrieben. In 

ihnen hat die Industrie- und Gewerbeentwicklung Vorrang vor anderen Raumnutzungen und -

funktionen. 

Die Ausweisung von Wohnbauflächen innerhalb der „Vorranggebiete Industrie und Gewerbe Planung“ 

stellt einen wesentlichen regionalplanerischen Zielkonflikt der vorliegenden Planung dar. Obenge-

nanntes Ziel definiert, dass die in der Plankarte festgelegten Vorranggebiete Industrie und Gewerbe 

Planung überwiegend den Ober- und Mittelzentren zugeordnet worden sind, da sich in diesen Ein-

zugsbereichen hauptsächlich die prognostizierten Bevölkerungszuwächse vollziehen und für das nöti-

ge Arbeitsplatzangebot ausreichend geeignete Flächen bereitstehen müssen (vgl. Plansatz 5.3-6). 

In Anbetracht der Darlegung (Begründung Kapitel 1.4), dass der Schwerpunkt der künftigen gewerbli-

chen Entwicklung im Norden der Stadt Lauterbach liegen wird sowie der Vereinbarung der Planung 

mit den Belangen der Landwirtschaft und der Klimafunktionen, wird davon ausgegangen, dass die 

Planung gemäß § 1 Abs. 4 BauGB an die Ziele der Raumordnung als angepasst gelten kann. 

 
2. Art und Weise der Berücksichtigung der Umweltbelange 
 
Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen und FNP-Änderungen ist gemäß § 2 Abs. 4 BauGB für die 

Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs.6 Nr.7 und § 1a BauGB eine Umweltprüfung durchzufüh-

ren, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbe-

richt beschrieben und bewertet werden. Der Umweltbericht ist ein gesonderter Teil der Begründung 

und wurde in den Verfahrensschritten des Bebauungsplanes und der FNP-Änderung beigefügt. 

Der Umweltbericht umfasst Kapitel zu den standörtlichen Rahmenbedingungen, Inhalten, Zielen und 

Festsetzungen des Planes, der Einordnung des Plangebietes und den in einschlägigen Fachgesetzen 

und Fachplänen festgelegten Zielen des Umweltschutzes, zu Emissionen, Abfällen und Abwässern, 



Risiken durch Unfälle und Katastrophen, Kumulierungswirkungen, Auswirkungen auf das Klima auch 

im Verhältnis zum Klimawandel, zur Nutzung von Energie sowie zum Umgang mit Fläche, Grund und 

Boden. Das Ergebnis der Umweltprüfung wurde im Umweltbericht dokumentiert. Entsprechend § 2a 

BauGB ist der Umweltbericht Teil der Begründung zum Bebauungsplan/FNP-Änderung und unterliegt 

damit den gleichen Verfahrensschritten wie die Begründung an sich (u.a. Öffentlichkeitsbeteiligung 

und Beteiligung der Träger öffentlicher Belange).  

Umweltbericht mit integriertem landschaftspflegerischem Fachbeitrag und Aussagen zu den 

Schutzgütern Mensch, Gesundheit, Bevölkerung, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Boden, Wasser, 

Luft, Klima, Landschaft, Kultur- und sonstigen Sachgütern, Natura-2000-Gebiete sowie sonstige 

Schutzgebiete. 

Hinzu kommt eine Eingriffs- und Ausgleichsplanung zu dem durch den Bebauungsplan 

bauplanungsrechtlich vorbereiteten Eingriff in Natur und Landschaft und dessen Ausgleich. Der 

Eingriff wird zum Teil über das Ökopunktekonto der Stadt Schotten ausgeglichen (nachrichtliche 

Übernahme) und über eine externe Ausgleichsfläche mit dem Entwicklungsziel Streuobstwiese in der 

Gemarkung Frischborn, Flur 41, Flurstück 6 teilweise. Ferner umfasst der Umweltbericht Angaben zu 

Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen der 

Planung, zur Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung bzw. Nichtdurchführung der 

Planung, zu den in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten sowie zur 

Überwachung der Umweltauswirkungen, die aufgrund des Bebauungsplans auftreten können. 

Weitere umweltbezogene Informationen liegen vor: Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag in Bezug auf 

Vögel, Reptilien und Amphibien, Schalltechnische Untersuchung, in der die Schalleinträge der nördlich 

verlaufenden B 254 in das Plangebiet ermittelt wurden. Anhand der Höhe der ermittelten 

Geräuschbelastungen sind die Anforderungen an den passiven Schall-schutz für die 

Gebäudefassaden - vorbereitend durch Ausweisung der Lärmpegelbereiche nach DIN 4109 

"Schallschutz im Hochbau" - und für das Plangebiet unter "Freifeldbedingungen" festzulegen. 

Zum Schutz vor Außenlärm sind für Bauteile von Aufenthaltsräumen, die Anforderungen der 

Luftschall-dämmung nach DIN 4109-1 "Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen", 

Ausgabe 2018-01 einzuhalten. Nach Außen abschließende Bauteile von schutzbedürftigen Räumen 

sind so auszuführen, dass sie die folgenden gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße aufweisen: 

R'w.ges = La – KRaumart 

Für den Nachtzeitraum (22:00 – 06:00 Uhr) gelten für Räume, die überwiegend zum Schlafen genutzt 

wer-den können, erhöhte Anforderungen an den baulichen Schallschutz zur Berücksichtigung des 

größeren Schutzbedürfnisses in der Nacht. In den gemäß Plankarte 2 als Lärmpegelbereiche III bis IV 

festgelegten Bereichen müssen die Außenbauteile (Außenwände, Dachflächen, Fenster, 

Rollladenkästen usw.) von Aufenthaltsräumen die dementsprechenden Anforderungen an die 

Luftschalldämmung nach DIN 4109-1:2018 (Schallschutz im Hochbau – Mindestanforderungen), 

Abschnitt 7 erfüllen. 

Lärmpegelbereich III = Maßgeblicher Außenlärmpegel (La): 60 ≤ 65 dB 

Lärmpegelbereich IV = Maßgeblicher Außenlärmpegel (La): 65 – 70 dB 

In Räumen im Lärmpegelbereich ≥ III, die überwiegend zum Schlafen genutzt werden und in 

schutzbedürftigen Räumen mit Sauerstoff verbrauchender Energiequelle, ist durch den Einbau von 

Lüftungseinrichtungen für ausreichende Belüftung bei geschlossenen Fensteranlagen zu sorgen.  

Für ausführliche Informationen wird auf die Schalltechnische Untersuchung, die als Anlage beiliegt, 

verwiesen. 



Seitens der Unteren Immissionsschutzbehörde wurde auf folgenden Sachverhalt hingewiesen: Auf der 

gegenüberliegenden Hangseite zum geplanten Baugebiet befindet sich in der Schlitzer Straße 11 die 

Firma Bien-Holz GmbH. Unter dem Hintergrund der eingehenden Lärmbeschwerden durch Bewohner 

der Stadt Lauterbach – verursacht durch die Bien-Holz GmbH – wurde darauf hingewiesen, dass die 

Lärmimmissionen der Firma Bien-Holz GmbH aufgrund der Geländegeographie auch im Bereich des 

zukünftigen Bebauungsplanes deutlich zu hören sein können. In der Schalltechnischen Untersuchung 

zum Bebauungsplan wurde dieser Sachverhalt nicht berücksichtigt. Aufgrund der aufgenommenen 

Festsetzungen zum Schallschutz sind immissionsschutzrechtliche Konflikte aber nicht erkennbar.  

Das weiter nördlich liegende Gewerbegebiet (Holzwerk, rd. 300 m entfernt) ist nach Rücksprache des 

Planers mit dem Gutachter nicht ausschlaggebend, sondern die Wohnnutzung im Mühlweg 

südwestlich angrenzend zum Holzwerk. 

Diese Thematik wurde auf einem Ortstermin am 05.05.2021 auch bei der Stadt Lauterbach 

zusammen mit dem RP erörtert, so dass eine Nachbegutachtung nicht mehr erforderlich ist. 

 
3. Art und Weise der Berücksichtigung der Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbetei-
ligung 
 
Die zu den Umweltbelangen im Rahmen der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung eingegangenen 

Anregungen und Hinweise wurden in Form einer Abwägung behandelt. Die Art und Weise, wie die 

Anregungen und Hinweise im Bebauungsplan/Flächennutzungsplanänderung berücksichtigt wurden, 

sind im Detail in den Beschlussempfehlungen zu den jeweiligen Verfahrensschritten gemäß § 3 und § 

4 BauGB dokumentiert und zu entnehmen. Diese Beschlussempfehlungen wurden in Gremien ent-

sprechend vorgestellt, diskutiert und letztlich von der Stadtverordnetenversammlung beschlossen. 

Die wesentlichen Anregungen, Bedenken und Hinweise im Rahmen der Offenlage gemäß § 3 und § 4 

BauGB können wie folgt zusammengefasst werden und werden zusätzlich in der Begründung bzw. 

der Plankarte des Bebauungsplans und der FNP-Änderung aufgeführt und behandelt: 

 

Amt für Bodenmanagement Fulda: Hinweis auf Nutzungskonflikte mit bestehenden Hausgärten. Hin-

weis wurde zur Kenntnis genommen. Konflikte konnten ausgeschlossen werden, da die Flächen in 

Besitz der Stadt Lauterbach sind. Hinweis zur Umsetzung eines Umlegungsverfahrens. Hinweis wurde 

zur Kenntnis genommen, ein Umlegungsverfahren wurde initiiert.  

Hessen Mobil Schotten: Hinweise zur Entstehung zusätzlicher Verkehrsmengen. Hinweis zur 

gesicherten Erschließung und grundsätzliche Zustimmung zur vorliegenden Planung. Die Hinweise 

wurden zur Kenntnis genommen.  

Kreisausschuss Vogelsbergkreis, Amt für den ländlichen Raum: Bedenken in Hinblick auf die 

Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Flächen. Die Bedenken wurden zur Kenntnis genommen, 

aufgrund der Lage, des nachgewiesenen Bedarfes, einer Alternativenprüfung verfügbarer 

Flächenreserven sowie der Darstellung der Auswirkungen auf die Agrarstruktur wurden die Bedenken 

nicht geteilt und die Stadt Lauterbach hält unter Abwägung aller Belange an der Planung fest. 

Kreisausschuss Vogelsbergkreis, Gesundheitsamt: Hinweis auf die Lage in einer Quellfassung und 

auf die Trinkwasserversorgung. Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen. Negative 

Auswirkungen auf die Trinkwasserversorgung sind nicht zu erwarten. Die Hinweise wurden in die 

Begründung aufgenommen. 

Kreisausschuss Vogelsbergkreis, Gefahrenabwehr: Hinweis auf die Vorschriften zum Brandschutz 

und die Löschwasserversorgung im Gebiet. Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen und in die 



Begründung aufgenommen. Die Hinweise beziehen sich auf die nachfolgenden Planungsebenen 

(Erschließungsplanung, Bauausführung). 

Kreisausschuss Vogelsbergkreis, Naturschutz: Hinweise zur Zerstörung eines Streuobstbestandes 

und des Brutplatzes der Wacholderdrossel und des Gartenrotschwanzes. Hinweis auf den Erhalt der 

Obst- und Laubbäume. Die Obst- und Laubbäume konnten nicht alle erhalten werden, einzelne 

wurden zum Erhalt festgesetzt und in der Plankarte dargestellt. Es wurde die Anlage einer neuen 

Streuobstwiese festgesetzt, die auch als Teil-Kompensation dient. Hinweise auf den Insektenschutz 

und Hinweise zum Artenschutz. Hinweise zur Berechnung der Ökopunkte. Die Hinweise wurden zur 

Kenntnis genommen und teilweise in den Hinweisteil der textlichen Festsetzungen sowie der 

Begründung aufgenommen. Die Hinweise zur Berechnung wurden im Verfahren berücksichtigt.  

Kreisausschuss Vogelsbergkreis, Amt für Bauen und Umwelt, Bauaufsicht: Hinweis auf eine 

ergänzende Definition der Höhenentwicklung. Hinweise zum Immissionsschutz und möglichen 

Konflikten mit nördlich angrenzenden gewerblichen Betrieben. Die Hinweise wurden zur Kenntnis 

genommen und in der Begründung eine Definition zur Gebäudeoberkante aufgeführt. Die Hinweise 

zum Immissionsschutz wurden an den beauftragten Gutachter weitergegeben. Aufgrund der bereits 

aufgenommenen Festsetzungen zum Schallschutz sind immissionsschutzrechtliche Konflikte aber 

nicht erkennbar. Das weiter nördlich liegende Gewerbegebiet (Holzwerk, rd. 300 m entfernt) ist nach 

Rücksprache des Planers mit dem Gutachter nicht ausschlaggebend, sondern die Wohnnutzung im 

Mühlweg südwestlich angrenzend zum Holzwerk. 

Kreisausschuss Vogelsbergkreis, Wasser- und Bodenschutz: Hinweis auf die Berücksichtigung von 

wasserwirtschaftlichen Belangen, Hinweis auf Gewässer innerhalb des Plangebietes. Hinweis auf die 

Verwertung von Niederschlagswasser. Hinweise zum Wasser- und Bodenschutz und zum Einbringen 

von Materialien auf und in den Boden. Hinweise zur Abwasserentwässerung. Die Hinweise wurden 

zur Kenntnis genommen und zur weiteren Berücksichtigung in den Hinweisteil der Begründung 

aufgenommen. Die Hinweise wurden im Verfahren berücksichtigt. Die vorhandene Grabenparzelle soll 

in die Entwässerungsplanung integriert werden.  

Osthessen Netz GmbH: Hinweis auf eine Erdgasleitung innerhalb des Plangebietes. Die 

Erdgasleitung wurde nachrichtlich in der Plankarte und in den Hinweisteil der Begründung 

aufgenommen.  

OVAG Netz GmbH: Hinweise auf eine 20-kV Leitung im Bereich der Neuanlage der Streuobstwiese. 

Der Hinweis wurde zur Kenntnis genommen. Die 20-kV Leitung wurde nachrichtlich in der Plankarte 

aufgeführt und Hinweis in der Begründung aufgenommen. Auswirkungen auf die Neuanlage der 

Streuobstwiese sind nicht erkennbar.  

RP Darmstadt, Kampfmittelräumdienst: Es liegen keine Hinweise auf Kampfmittel vor. Zur Klarstellung 

wurde der Hinweis in die Begründung aufgenommen.  

RP Gießen, Obere Landesplanungsbehörde: Hinweise zur Inanspruchnahme eines Vorranggebietes 

Industrie und Gewerbe Planung für Wohn- und Mischbebauung. Hinweis auf mögliche Auswirkungen 

für bestehende Gewerbebetriebe. Aufgrund des vorhandenen Gewerbekonzeptes der Stadt 

Lauterbach und der vorgenommenen Alternativenprüfung wird festgestellt, dass die vorliegende 

Planung zu keinen erheblichen Beeinträchtigungen führt. Hinweis auf die Inanspruchnahme eines 

Vorranggebietes für die Landwirtschaft. Mit einer Größe von 0,6 ha liegt nur eine geringe 

Flächeninanspruchnahme vor, sodass nur eine geringe Betroffenheit vorliegt und die Auswirkungen 

auf die Bewirtschaftung gering sind. Hinweis auf die Betroffenheit eines Vorbehaltsgebietes für 

besondere Klimafunktionen. Auf die Betroffenheit wurde in der Begründung nachvollziehbar 



eingegangen, daher wird der Planung zugestimmt und somit kann die Planung mit den Festlegungen 

des Regionalplanes Mittelhessen 2010 vereinbart werden. 

RP Gießen Industrielles Abwasser, wassergefährdende Stoffe, Grundwasserschadensfälle Altlasten, 

Bodenschutz: Hinweise zum nachsorgenden Bodenschutz. Es liegen keine Hinweise zu Altlasten vor. 

Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen und zur weiteren Berücksichtigung in den Hinweisteil 

der Begründung aufgenommen. Hinweise zum vorsorgenden Bodenschutz und zum Bodenausgleich. 

Aufgrund der Verwendung der alten Kompensationsverordnung sind die Bodenfunktionsverluste nicht 

berücksichtigt worden und ein Bodengutachten wurde nicht erforderlich. Hinweise zur Erosion. Die 

Hinweise und Empfehlungen wurden zur Kenntnis genommen und zur weiteren Berücksichtigung in 

den Hinweisteil der Begründung aufgenommen.  

RP Gießen, Kommunale Abfallentsorgung, Abfallentsorgungsanlagen: Hinweise zur Entsorgung von 

Bauabfällen. Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen und zur weiteren Berücksichtigung in den 

Hinweisteil der Begründung aufgenommen.  

RP Gießen Immissionsschutz: Hinweise zum Immissionsschutz und möglichen Konflikten mit nördlich 

angrenzenden gewerblichen Betrieben. Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen und in der 

Begründung eine Definition zur Gebäudeoberkante aufgeführt. Die Hinweise zum Immissionsschutz 

wurden an den beauftragten Gutachter weitergegeben. Aufgrund der bereits aufgenommenen 

Festsetzungen zum Schallschutz sind immissionsschutzrechtliche Konflikte aber nicht erkennbar. Das 

weiter nördlich liegende Gewerbegebiet (Holzwerk, rd. 300 m entfernt) ist nach Rücksprache des 

Planers mit dem Gutachter nicht ausschlaggebend, sondern die Wohnnutzung im Mühlweg 

südwestlich angrenzend zum Holzwerk. 

RP Gießen Bergaufsicht: Hinweis auf Lage im Gebiet eines erloschenen Bergwerksfeldes. Der 

Hinweis wurde zur Kenntnis genommen und zur weiteren Berücksichtigung in den Hinweisteil der 

Begründung aufgenommen.  

RP Gießen Landwirtschaft: Hinweis auf die Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Flächen. 

Hinweis wurde zur Kenntnis genommen. Die Inanspruchnahme wurde ausführlich in der Begründung 

erläutert, eine Alternativenprüfung aufgeführt und die Restfläche kann weiterhin bewirtschaftet 

werden. Unter Abwägung aller Belange hält die Stadt Lauterbach an der vorliegenden Planung fest.  

Unitymedia Hessen GmbH & Co. KG.: Hinweise zu Versorgungsanlagen innerhalb des Plangebietes. 

Hinweis wurde zur Kenntnis genommen und zur weiteren Berücksichtigung in den Hinweisteil der 

Begründung aufgenommen. 

Zweckverband Abfallwirtschaft Vogelsbergkreis: Es liegen keine Hinweise auf Altlasten vor. Hinweise 

zur Erschließung für die Abfallentsorgung. Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen und zur 

weiteren Berücksichtigung in den Hinweisteil der Begründung aufgenommen.  

 

Die konkreten Anregungen und Hinweise der Fachbehörden zu den verschiedenen Umweltbelangen 

sowie allen eingegangenen Stellungnahmen mit Hinweisen und Anregungen sind im Rahmen der 

Abwägungen ausführlich erörtert und behandelt worden, es wird auf die Ausführungen in den Verfah-

rensunterlagen zum Bebauungsplan sowie in den Genehmigungs- und Verfahrensunterlagen der Flä-

chennutzungsplanänderung verwiesen. 

 

 

Lauterbach, Dezember 2021 


